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über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
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— Drucksache 1274 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bürkel: 

I. Allgemeines 

1. Infolge der staatsrechtlichen Lage im Jahre 
1947 konnte das Recht der Arbeitslosenfürsorge 
nicht einheitlich geregelt werden. Es entstanden in 
den einzelnen Ländern sehr unterschiedliche Vor- 
schriften. In den Ländern der ehemaligen britischen 
Zone wird Arbeitslosenfürsorgeunterstützung z. B. 
nicht nur nach Erschöpfung des Anspruchs auf 
Arbeitslosenunterstützung, sondern auch Personen 
gewährt, die bisher noch nicht als Arbeitnehmer 
tätig waren. Außerdem können dort auch an Emp- 
fänger der Arbeitslosenunterstützung Mietzuschläge 
und Sonderbeihilfen gewährt werden. Einige Län- 
der der ehemaligen amerikanischen Zone gewähren 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung nur im An- 
schluß an die Arbeitslosenunterstützung und 
außerdem an Flüchtlinge und Heimkehrer. Miet- 
zuschläge und Sonderbeihilfen werden nicht ge- 
währt. Von den Ländern der ehemaligen französi- 
schen Zone hatte sich Rheinland-Pfalz der Re- 
gelung in der britischen Zone angeschlossen. In den 
übrigen Ländern dieser Zone ist die Arbeitslosen- 
fürsorge ähnlich wie in der früheren amerikani- 
schen Zone geregelt. Zur Zeit bestehen als Folge 
der Rechtszersplitterung neun verschiedene Rege- 
lungen des Rechts der Arbeitslosenfürsorge. 

2. Mit der Drucksache 587 beantragte die Frak- 
tion der SPD am 15. Juni 1954 den Beschluß eines 
Gesetzes über Personenkreis der Anspruchsberech- 
tigten, Bedürftigkeitsprüfung und zusätzliche Lei- 
stungen in der Arbeitslosenfürsorge. Der Gesetz- 
entwurf übernimmt im wesentlichen die Regelung 
in der früheren britischen Zone, wobei die anrech- 
nungsfreien Beträge deis zu berücksichtigenden 
Einkommens um 50 v. H. erhöht werden. Die 
Drucksache wurde vom Bundestag in seiner Plenar- 


sitzung am 8. Juli 1954 dem Ausschuß für Arbeit 
überwiesen. Der Ausschuß vertagte die Beratung 
im Oktober 1954, um die Drucksache im Zusam- 
menhang mit dem von der Bundesregierung inzwi- 
schen fertiggestellten Entwurf einer Novelle zum 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (AVAVG) — Drucksache 1274 — zu 
behandeln. 

3. Am 5. Mai 1955 hat die Bundesregierung den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Novelle zum AVAVG) — 
Drucksache 1274 — eingebracht. Der Entwurf 
ist vom Bundestag in erster Lesung beraten und 
an den Ausschuß für Arbeit überwiesen worden. 
In diesem Entwurf sind als Artikel IV (Arbeits- 
losenhilfe) neue Vorschriften über die Arbeitslosen- 
fürsorge enthalten. 

4. Am 18. Oktober 1955 legte die Fraktion der 
SPD den Entwurf eines Gesetzes über die Gewäh- 
rung von Sonderzulagen für langfristig Arbeitslose 
— Drucksache 1798 — vor. Der Gesetzentwurf sieht 
Leistungen vor, die im Ergebnis eine Erhöhung 
der Unterstützung für langfristig Arbeitslose (fast 
ausschließlich Empfänger der Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung) um etwa I 2 V 2 v. H. bedeuten. Die 
Leistungen der Arbeitslosenfürsorge würden nach 
diesem Entwurf bis zu einer Entgeltstufe von 
67 DM sogar die Leistungen der Arbeitslosenversi- 
cherung übersteigen. Der Gesetzentwurf enthält im 
übrigen keine Vorschriften über die Erhöhung der 
Freisätze, die bei der Anrechnung von Einkommen 
des Arbeitslosen und seiner Angehörigen zu be- 
achten sind, und ferner keine Vorschriften zur 
Beseitigung der Rechtszersplitterung, insbesondere 
hinsichtlich des Personenkreises der Anspruchs- 
berechtigten. 
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5. Der Ausschuß für Arbeit war der Auffassung, 
daß es dringend erforderlich sei, möglichst bald zu 
einer bundeseinheitlichen Regelung der Arbeits- 
losenfürsorge, insbesondere des Personenkreises 
der Anspruchsberechtigten, zu kommen. Er hält es 
außerdem für notwendig, daß die zur Zeit für die 
Bedürftigkeitsprüfung geltenden Freisätze erhöht 
werden. Schließlich war der Ausschuß der Ansicht, 
daß die Unterstützungssätze der Arbeitslosenfür- 
sorge in keinem Falle höher sein dürften als die 
Unterstützungssätze in der Arbeitslosenversiche- 
rung. Er geht davon aus, daß die beitragzahlenden 
Mitglieder der Arbeitslosenversicherung nicht 
schlechter gestellt werden dürfen als die Bezieher 
von Arbeitslosenfürsorge, die auch ohne Beiträge 
in den Genuß der Unterstützung kommen können. 
Der Ausschuß beschloß mit Zustimmung der Frak- 
tion der SPD, die Beratung der Drucksachen 587 
und 1798 (vgl. oben Nr. 2 und 4) zurückzustellen 
und den Artikel IV (Arbeitslosenhilfe) des Ent- 
wurfs einer Novelle zum AVAVG — Drucksache 
1274 — (vgl. oben Nr. 3) vorab zu beraten. Der 
Ausschuß legt dem Bundestag daher den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vor, das die wesentlichen Vor- 
schriften des Artikels IV der Drucksache 1274 
(Novelle zum AVAVG) vorläufig als „Fünften Ab- 
schnitt“ in das geltende Gesetz über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung einfügt. Da 
es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf über 
die Arbeitslosenfürsorge um einen Teil der in erster 
Lesung am 5. Mai 1955 beratenen und an den 
Ausschuß für Arbeit überwiesenen Novelle zum 
AVAVG (Drucksache 1274) handelt, bestehen keine 
Bedenken, den vorgelegten Entwurf unmittelbar 
in 2. und 3. Lesung zu beraten, insbesondere da 
beabsichtigt ist, dieses Gesetz über die Arbeits- 
losenhilfe später wieder als Artikel IV in die 
Novelle zum AVAVG aufzunehmen. Nach Beendi- 
gung der Beratungen über die Novelle zum AVAVG 
wird dann allerdings zu prüfen sein, inwieweit 
Vorschriften zu ändern sind, um sie in die Rechts- 
systematik der Novelle zum AVAVG einzupassen. 

6. Die Unterstützung ist als teilweiser Ersatz für 
Lohnausfall anzusehen; sie wird nach dem früheren 
Arbeitsentgelt oder in besonderen Fällen nach dem 
künftig erzielbaren Arbeitsentgelt bemessen. Sie 
unterscheidet sich dadurch wesentlich von der Un- 
terstützung, die von der öffentlichen Fürsorge 
gewährt wird. Um diesen Unterschied zu betonen, 
ist in Anlehnung an die Terminologie der Druck- 
sache 1274 der Begriff „Arbeitslosenfürsorge“ durch 
„Arbeitslosenhilfe“ ersetzt worden. 

7. Zusammenfassend ist festzustellen, daß der 
vorliegende Gesetzentwurf bezweckt, 

a) eine bundeseinheitliche Regelung der Arbeits- 
losenfürsorge, insbesondere zur Frage des Per- 
sonenkreises, zu schaffen, um so einer Rechts- 
zersplitterung entgegenzuwirken, die im Laufe 
der Zeit sehr nachteilige Wirkungen gezeigt hat 
und deren Beseitigung vordringlich ist; 


b) die Unterstützungssätze bis zu einem Bemes- 
sungsentgelt von 50 DM denen der Arbeits- 
losenversicherung anzugleichen und bei höheren 
Entgelten eine Annäherung an die Unterstüt- 
zungssätze der Arbeitslosenversicherung durch- 
zuführen, wobei die zur Zeit geltenden Unter- 
stützungssätze der Arbeitslosenfürsorge bis zu 
12 V. H. erhöht werden; 

c) die nach geltendem Recht im Rahmen der Be- 
dürftigkeitsprüfung vorgesehenen Freisätze für 
den Arbeitslosen selbst und seine Angehörigen 
den veränderten Zeitverhältnissen anzupassen 
(Erhöhung der Freisätze zum Teil um 50 v. H.); 

d) zugunsten der langfristig Arbeitslosen in An- 
lehnung an die entsprechenden gesetzlichen 
Maßnahmen der Jahre 1951 und 1953 vorzu- 
sehen, daß die Bemessungsgrundlage dem seit 
1953 veränderten Lohnniveau angepaßt wird. 

Mietzuschläge und Sonderbeihilfen sieht der Ent- 
wurf nicht mehr vor. Der Ausschuß war entgegen 
einem Antrag der Fraktion der SPD der Auf- 
fassung, daß für die Gewährung dieser Leistungen 
die Dienststellen der öffentlichen Fürsorge zustän- 
dig seien und die Arbeitsverwaltung daher mit 
dieser ihr wesensfremden Aufgabe nicht mehr be- 
lastet werden solle, zumal sie nicht über das 
Personal verfüge, das auf dem Gebiete der öffent- 
lichen Fürsorge sachverständig sei. Die Fraktion 
der SPD beantragte hierzu, jedenfalls die Einrich- 
tung der laufenden Sonderbeihilfe zur Auffüllung 
auf den Fürsorgeunterstützungssatz beizubehalten, 
um die Betreuung der Arbeitslosen durch zwei 
Sozialleistungsträger zu vermeiden. Diesen Antrag 
lehnte der Ausschuß mit Mehrheit ab. Er ging 
dabei auch von der Erwägung aus, daß die Unter- 
stützungssätze die Höchstgrenze ni^t überschreiten 
dürften. In vielen Fällen sei die Differenz zwischen 
Unterstützung und Höchstgrenze nur sehr gering, 
so daß neben dem Arbeitsamt auch die Öffentliche 
Fürsorge eintreten muß, wenn der Fürsorgeunter- 
stützungssatz über dem Höchstsatz liegt. 

8. In der Sitzung des Haushalts ausschusses vom 
16. Januar 1956 (vgl. Protokoll Nr. 122 S. 21 ff.) ist 
vorgetragen worden, daß sich die Mehrausgaben, 
die durch die Erhöhung der Unterstützungssätze in 
der Arbeitslosenhilfe (früher Arbeitslosenfürsorge) 
durch die Erhöhung der Freigrenzen für das Ein- 
kommen bei der Bedürftigkeitsprüfung, durch die 
Zunahme der Zahl der Unterstützungsempfänger 
infolge Auflockerung der Anrechnungsvorschriften 
und durch die Angleichung der Bemessungsgrund- 
lagen an das neue Lohnniveau entstehen, in einem 
Rahmen von 60 bis 65 Millionen >DM je Jahr be- 
wegen würden. Da das Gesetz am 1. April 1956 in 
Kraft treten solle, werde der Haushalt 1955/56 
durch die Mehrkosten nicht mehr belastet. In der 
Sitzung vom 18; Januar 1956 wird diese Sachlage 
vom Haushaltausschuß einstimmig festgestellt (vgl. 
Protokoll Nr. 123 S. 4). 

9. Der Ausschuß für Arbeit ist der Ansicht, daß 
die von der Fraktion der SPD eingebrachten An- 
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träge — Drucksachen 587 und 1798 — (vgl. oben 
Nr. 2 und 4) für erledigt zu erklären seien, da der 
vom Aussdiuß beschlossene Gesetzentwurf mit 
seinen Leistungen und Regelungen über diese An- 
träge hinausgehe. 

II. Die Vorschriften im einzelnen 
1. Zu Artikel I (Fünfter Abschnitt des AVAVG) 

Zu § 141 (Personenkreis der Anspruchisberechtigten) 

Die Vorschrift entspricht — von redaktionellen 
Änderungen abgesehen — im wesentlichen dem 
§ 141 der Regierungsvorlage — Drucksache 1274 — . 
Auf die Begründung zu dieser Vorschrift wird da- 
her Bezug genommen. 

Neu eingefügt wurde im Absatz 1 der Satz 3. 
Nach § 87 Abs. 2 kann im Falle des § 168 a Arbeits- 
losenunterstützung gewährt werden, wenn der 
Arbeitslose seinen Wohnort außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes oder des Landes 
Berlin, aber innerhalb des Gebietes des Deutschen 
Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 
hat. Nach § 168 a kann der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung imd Arbeitslosen- 
versicherung für diese Arbeitslosen zulassen, daß 
sich das Arbeitsamt des Beschäftigungsortes für 
zutändig erklärt, wenn die Arbeitslosen vor Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung befugt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder im Land Berlin ausgeübt 
haben. Diese Vorschriften der §§ 87 Abs. 2 und 168 a 
sind durch das Gesetz zur Ergänzung des AVAVG 
vom 1. Dezember 1954 (BGBl. I S. 353) geschaffen 
worden. Sie leiten ihre Berechtigung aus dem Ver- 
sicherungsprinzip ab und sind somit auf die Ar- 
beitslosenhilfe nicht übertragbar. Artikel 2 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 1954 bestimmt daher, 
daß sie nicht für die Arbeitslosenfürsorge gelten. 
Es erschien zweckmäßig, den Inhalt dieser Vor- 
schrift in § 141 Abs. 1 Satz 3 aufzunehmen. Daß 
§ 88 Abs. 3 nicht anzuwenden ist, entspricht gelten- 
dem Recht (vgl. z. B. § 4 der Verordnung Nr. 117 
der britischen Militärregierung). 

Zu § 141 a (Voraussetzxmg des Anspruchs auf Un- 
terstützung) 

Absatz 1 Nr. 1 

Es erschien zweckmäßig, die hier genannten Vor- 
aussetzungen — ebenso wie im § 87 Nr. 1 — beson- 
ders aufzuführen. Wegen der „Verfügbarkeit für 
die Arbeitsvermittlung“ wird auf die Ausführungen 
zu Absatz 4 Bezug genommen. 

Absatz 1 Nr. 2 betont die Subsidiarität des An- 
spruchs auf Arbeitslosenhilfe gegenüber dem An- 
spruch auf Arbeitslosenunterstützung. Mit der 
gegenüber der Regierungsvorlage (§ 141 a Abs. 1 
Nr. 3) veränderten Fassung wird erreicht, daß 
derjenige auch in der Arbeitslosenhilfe nicht an- 
spruchsberechtigt ist, der wegen der Verhängung 
einer Sperrfrist keinen Anspruch auf Arbeitslosen- 


unterstützung hat. Einen Antrag der Fraktion der 
SPD, Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe in 
geringerer Höhe auch bei Verhängung einer Sperr- 
frist zu gewähren, um dem Arbeitslosen den Weg 
zur öffentlichen Fürsorge zu ersparen, lehnte der 
Ausschuß mit Mehrheit ab. Er ist auf Grund der 
Erfahrungen in den Ländern der ehemaligen briti- 
schen Zone und in Rheinland-Pfalz der Auffassung, 
daß die beantragte Regelung dem Sinn und Zweck 
der Sperrfristen widersprechen würde. 

Absatz 1 Nr. 4 

Die Mehrheit des Ausschusses hält auf Grund 
der Erfahrungen im norddeutschen Raum in Über- 
einstimmung mit der Regierungsvorlage einen 
konkreten Nachweis der Arbeitnehmereigenschaft 
zur Vermeidung mißbräuchlicher Inanspruchnahme 
der Unterstützung für notwendig. Auf die Ausfüh- 
rungen in der Begründung zu § 141 a Nr. 4 der 
Regierungsvorlage — Drucksache 1274 — wird 
daher Bezug genommen. 

Abweichend von der Regierungsvorlage (§ 141 a 
Nr. 4), die als Nachweis der Arbeitnehmereigen- 
schaft eine Beschäftigung von mindestens 20 Wo- 
chen oder mindestens 13 zusammenhängenden 
Wochen innerhalb der letzten zwei Jahre vor der 
letzten Arbeitslosmeldung verlangt, war der 
Ausschuß der Auffassung, daß eine Beschäftigung 
von 10 Wochen (zusammenhängend oder nicht zu- 
sammenhängend) innerhalb des letzten Jahres vor 
der Arbeitslosmeldung erforderlich und ausreichend 
sei. Er ist der Ansicht, daß der Begriff „zusammen- 
hängend“ zu Härten und Auslegungsschwierigkeiten 
führen werde und daß im Interesse der Verwal- 
tungsvereinfachung zwischen zusammenhängenden 
und nicht zusammenhängenden Wochen nicht un- 
terschieden werden solle. Da aber die Vorausset- 
zimg einer nicht zusammenhängenden Beschäfti- 
gung von 10 Wochen verhältnismäßig leicht zu 
erfüllen ist, mußte die ursprünglich vorgesehene 
Rahmenfrist von zwei Jahren auf ein Jahr ver- 
kürzt werden. 

Einige Abgeordnete äußerten die Befürchtung, 
daß die Ausbildung auf Hoch- oder anerkannten 
Fachschulen in manchen Fällen zu Unrecht auf ge- 
geben werde, wenn sie einer Beschäftigung als 
Arbeitnehmer gleichgestellt werde. Diese Bedenken 
wurden vom Ausschuß nicht geteilt. Er ist der 
Ansicht, es sei unwahrscheinlich, daß eine Ausbil- 
dung lediglich zugunsten der Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe abgebrochen werde. In sol- 
chen seltenen Fällen könnten die Arbeitsämter von 
den Möglichkeiten einer Prüfung des Arbeitswillens 
Gebrauch machen, die ihnen durch das Gesetz ge- 
geben seien. Ein Antrag auf Streichung der Vor- 
schrift wurde daher mit Mehrheit abgelehnt. 

Absatz 2 

Diese Vorschrift entspricht in ihren Grundzügen 
dem § 141 Abs. 1 der Regierungsvorlage. Für Ver- 
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge im Sinne der 
§§ 1 bis 3 des Bundesvertriebenengesetzes vom 


3 



19. Mai 1953 (BGBL I S. 201) mußte wegen 
ihrer besonderen Verhältnisse eine Ausnahme von 
den Voraussetzungen gemacht werden, die für den 
Nachweis der Arbeitnehmereigenschaft in § 141 a 
Abs. 1 Nr. 4 vorgeschrieben werden. Diese Besser- 
stellung gegenüber der einheimischen Bevölkerung 
ist jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn die Ver- 
triebenen oder Sowjetzonenflüchtlinge innerhalb 
der letzten zwei Jahre vor der Arbeitsloismeldung 
im Geltungsbereich des Gesetzes Aufenthalt ge- 
nommen haben oder dorthin zurückgekehrt sind 
und ohne ihr Verschulden die Voraussetzungen für 
den Nachweis der Arbeitnehmer eigenschaft nicht 
erfüllen konnten. Ferner ist es nach Ablauf von 
mehr als 10 Jahren seit der Kapitulation nicht 
mehr vertretbar, die Sonderregelung auch auf 
Evakuierte schlechthin zu erstrecken. Soweit es sich 
um Evakuierte handelt, die noch außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes wohnen und an ihren 
früheren Wohnort zurückkehren, muß nach der 
Auffassung des Ausschusses durch die vom Bundes- 
minister für Arbeit gemäß § 141 a Abs. 3 zu er- 
lassende Rechtsverordnung festgestellt werden, ob 
und unter welchen Voraussetzungen eine Sonder- 
regelung angebracht ist. Der Ausschuß «hat die Bes- 
serstellung ferner nicht auf Gleichgestellte (§ 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes) und auf die nach der 
Vertreibung geborenen Kinder (§ 7 des Bundes- 
vertriebenengesetzes) erstreckt. Diese Personen 
waren oder sind in gleichem Maße wie die Ein- 
heimischen in der Lage, die Voraussetzungen für 
den Nachweis der Arbeitnehmer eigenschaft zu er- 
füllen. 

Absatz 3 

Die Voraussetzungen für den Nachweis der Ar- 
beitnehmereigenschaft (§ 141 a Abs. 1 Nr. 4) kann 
bei bestimmten Personengruppen zweifellos zu 
Härten führen. Der Bundesminister für Arbeit soll 
daher ermächtigt werden, solche Härten durch 
Rechtsverordnung zu mildern. Der Ausschuß legt 
Wert darauf, daß die Rechtsverordnung, abgesehen 
von den oben erwähnten Evakuierten, insbesondere 
solche Personen erfassen soll, die ihren Lebens- 
unterhalt infolge besonderer Ereignisse in Zukunft 
nicht nur vorübergehend und geringfügig als Ar- 
beitnehmer auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
erwerben müssen, z. B. Selbständige, die ihren Be- 
ruf aufgeben mußten, und Frauen, die den Ernährer 
durch Tod oder Scheidung verloren haben. 

Absatz 4 

Die Voraussetzungen der „Verfügbarkeit für di-e 
Arbeitsvermittlung“ findet sich als programmatische 
Forderung bereits im § 2 der Verordnung Nr. 117. 
Im übrigen ist diese Voraussetzung von der Recht- 
sprechung als Bestandteil des Begriffs der Ar- 
beitslosigkeit entwickelt worden. Der Gesetz- 
entwurf macht die „Verfügbarkeit“ entsprechend 
dieser Rechtsentwicklung nunmehr zur selbstän- 
digen Unterstützungsvoraussetzung. § 141 a Abs. 4 
verlangt von dem Arbeitslosen zunächst, daß 


er zur Aufnahme einer Arbeitnehmertätigkeil 
ernstlich bereit ist. Ferner muß er — ungeachtet 
der Lage des Arbeitsmarktes, d. h. der dem Ar- 
beitsamt gegebenen Vermittlungsmöglichkeiten — 
nach seinem Leistungsvermögen imstande sein, 
eine nicht nur geringfügige Beschäftigung unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits- 
marktes auszuüben und nach der im Arbeitsleben 
herrschenden Verkehrsauffassung für eine Vermitt- 
lung als Arbeitnehmer in Betracht kommen. Zu 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits- 
marktes sind nicht nur die gesetzlich bestimmten 
oder durch Tarifvertrag vereinbarten Bedingungen 
zu zählen, sondern auch die sonstigen, z. B. Art und 
Ort der Ausübung der Arbeit sowie die Verteilung 
der Arbeitszeit. Andernfalls würde der Arbeitslose 
z. B. durch Beschränkung der Arbeitsbereitschaft 
auf bestimmte Tage oder gar Tageszeiten die „Ver- 
fügbarkeit“ wesentlich einschränken können. Der 
Entwurf geht davon aus, daß Arbeitslosigkeit in 
erster Linie durch Vermittlung von Arbeit zu ver- 
hüten und zu beenden ist. Die Vermittlung in 
Arbeit ist aber nur möglich, wenn der Arbeitslose 
arbeitsbereit und nach seinem Leistungsvermögen 
imstande ist, unter den üblichen Bedingungen des 
allgemeinen Arbeitsmarktes in nicht nur gering- 
fügigem Umfange zu arbeiten. Weiter ist zu for- 
dern, daß die Verfügbarkeit des Arbeitnehmers 
nicht durch sonstige Umstände, d. h. Umstände, die 
mit der Arbeitsbereitschaft oder dem Leistungsver- 
mögen nicht im Zusammenhang stehen, einge- 
schränkt ist te. B. persönliche oder vertragliche 
Bindung). 

Der Vertreter der DP beantragte die Streichung 
des Absatzes 4 Nr. 2, da der Begriff „herrschende 
Verkehrsauffassung“ zu unbestimmt sei. Der Aus- 
schuß lehnt den Antrag ab. Es handelt sich um 
einen der im Privatrecht und im Öffentlichen Recht 
üblichen Rechtsbegriffe (wie Verkehrssitte, Treu 
und Glauben), die durch die Rechtsprechung abge- 
grenzt sind. 

Zu § 141 b (Beschränkung des Anspruchs durch 
Altersgrenze und Rentenbezug) 

Eine Altersgrenze von 65 Jahren besteht bereits 
im Gebiet des ehemaligen Landes Württemberg- 
Hohenzollem sowie für Männer im Land Berlin. 
Für Frauen gibt eis im Land Berlin sogar eine 
Altersgrenze von 60 Jahren. Die Mehrheit des 
Ausschusses hielt die Übernahme einer Alters- 
grenze in das Gesetz für geboten, weil Personen, 
die das 65. Lebensjahr vollendet haben, dem Ar- 
beitsmarkt in der Regel nicht mehr zur Verfügung 
stehen. Auch Personen, denen Renten wegen Inva- 
lidität oder Berufsunfähigkeit aus der Invaliden-, 
Angestellten- und knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung zuerkannt sind, sowie die Empfänger 
ähnlicher Bezüge öffentlich-rechtlicher Art sind 
nach dem Entwurf aus dem gleichen Grund nicht 
anspruchsberechtigt. Hinzu kommt, daß die Siche- 
rung des Lebensunterhalts durch mehrere Sozial- 
leistungsträger nicht erforderlich erscheint. 
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Zu § 141 c (Erlöschen des Unterstützungsanspruchs) 
Absatz 1 

Diese Vorschrift bestimmt, unter welchen Vor- 
aussetzungen der Anspruch auf Unterstützung er- 
lischt, Es soll insbesondere klargestellt werden, daß 
bei einer erneuten Beschäftigung von 10 Wochen 
auch ein neuer Anspruch auf Unterstützung ent- 
steht und damit eine neue Bemessung und An- 
passung an das jeweilige Lohnniveau erfolgt. 

Nach einer niehr als zweijährigen Unterbrechung 
des Unterstützungsbezugs kann ein Anspruch nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, daß in 
der Zwischenzeit durch erneute Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 ein neuer 
Anspruch erworben worden ist. 

Absatz 2 

Durch diese Bestimmung soll die Eigeninitiative 
des Arbeitslosen gefördert werden. Nach Ablauf 
einer Unterstützungsdauer von drei Jahren, wäh- 
rend der der Arbeitslose keine Beschäftigung auf- 
genommen hat, kann vermutet werden, daß der 
Arbeitslose der Arbeitsvermittlung nicht mehr 
zur Verfügung steht. Er soll dann verpflichtet sein, 
dem Arbeitsamt nachzuweisen, daß er außer den 
Meldungen beim Arbeitsamt von sich aus alles 
Zumutbare getan hat, um Arbeit zu finden. Er 
soll sich wegen der Vermittlung in Arbeit nicht nur 
auf das Arbeitsamt verlassen, bei dem erfahrungs- 
gemäß nicht alle offenen Stellen gemeldet werden. 
Die Vermutung des Absatzes 2 ist also durch einen 
entsprechenden Nachweis widerlegbar. Bei der Prü- 
fung, ob die eigenen Bemühungen des Arbeitslosen 
ausreichend sind, hat das Arbeitsamt von Amts 
v/egen die Arbeitsmarktlage |zu berücksichtigen. 
Die Mehrheit des Ausschusses war von der Not- 
wendigkeit der Vorschrift des Absatzes 2 über- 
zeugt, Ein Antrag der Fraktion der SPD auf Strei- 
chung, weil das Arbeitsamt genügend Möglichkei- 
ten habe, den Arbeitswillen des Arbeitslosen von 
sich aus zu prüfen, wurde mit Mehrheit abgelehnt. 

Zu § 141 d (Bemessung und Höhe der Unter- 
stützung) 

Absätze 1 und 2 

Die Unterstützung wird nach dem durchschnitt- 
lichen Arbeitsentgelt der letzten Beschäftigung be- 
mesisen. Als Bemessungszeitraum hält der Ausschuß 
— auch aus Gründen der Verwaltungsverein- 
fachung — einen Zeitraum von 10 Wochen für aus- 
reichend, der gleiche Zeitraum, der dem Nachweis 
der Arbeitnehmereigenschaft dient. 

Absatz 3 

Die Bemessung der Unterstützung nach einem 
fiktiven Arbeitsentgelt ist dann erforderlich, wenn 
ein Arbeitsentgelt vorher nicht erzielt worden ist, 
z. B. im Anschluß an eine beendete Ausbildung 
oder bei Personen, für die eine vorherige Arbeit- 
nehmertätigkeit zur Begründung eines Anspruchs 
nicht erforderlich ist (§ 141 a Abs, 2 und 3). Ferner 


ist die Bemessung nach einem angenommenen Ar- 
beitsentgelt notwendig, wenn die Bemessung der 
Unterstützung nach dem durchschnittlichen Ar- 
beitsentgelt der letzten 10 Wochen (§ 141 a Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b) mit Rücksicht auf die von dem 
Arbeitslosen vorher überwiegend ausgeübte Be- 
schäftigung unbillig hart wäre. 

Absatz 4 

Die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe wird 
ebenso wie die Arbeitslosenunterstützung als 
Lohnersatz gewährt. Es können bei ihrer Bemes- 
sung nur solche Nachteile ausgeglichen werden, die 
ihre Ursache in dem Verlust der bisherigen Be- 
schäftigung haben, nicht aber die Nachteile, die 
allein in der Person des Arbeitslosen begründet 
sind. Auch in solchen Fällen ist die Unterstützung 
nach einem fiktiven Arbeitsentgelt zu bemessen. 

Absatz 5 

In der dem Gesetzentwurf als Anlage beigefüg- 
ten Tabelle werden die Unterstützungssätze der 
Arbeitslosenhilfe bis zu einem Arbeitsentgelt von 
49,99 DM den Unterstützungssätzen in der Arbeits- 
losenversicherung angeglichen. Hiernach würden 
etwa 17 V. H. aller männlichen und 76 v. H. aller 
weiblichen Unterstützungsempfänger der Arbeits- 
losenhilfe die Unterstützungssätze der Arbeits- 
losenversicherung erhalten. In den höheren Ent- 
geltstufen sieht die Tabelle eine Annäherung an 
die Sätze der Arbeitslosenversicherung vor und 
damit eine Erhöhung der derzeitigen Unterstüt- 
zungssätze der Arbeitslosenfürsorge bis zu 12 v. H. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, zuerst die 
Tabelle der Unterstützungssätze der Arbeitslosen- 
versicherung unter Berücksichtigung der gestiege- 
nen Lebenshaltungskosten neu zu gestalten und die 
Tabelle der Unterstützungssätze der Arbeitslosen- 
hilfe der danach geänderten Tabelle anzupaissen, 
wurde vom Ausschuß irn Interesse einer beschleu- 
nigten Neuordnung des Rechts der Arbeitslosen- 
hilfe mit Mehrheit ab gelehnt. 

Zu § 141 e (Grundsätze für die Bedürftigkeits- 
prüfung) 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen im wesentlichen 
dem geltenden Recht. Während jedoch nach gelten- 
dem Recht der Arbeitslose Anspruch auf den Ta- 
bellensatz hat, der sich durch Anrechnung vermin- 
dert, besteht nach dem Gesetzentwurf der An- 
spruch von vornherein nur in Höhe der Differenz 
zwischen dem zu berücksichtigenden Einkommen 
und dem Tabellensatz. Bei gleichem materiellrecht- 
lichen Ergebnis ist dieser Unterschied zwischen der 
bisherigen und der neuen Regelung aus psycho- 
logischen Gründen gemacht worden. 

Absatz 3 entspricht in seinen GrundiZÜgen der Re- 
gierungsvorlage. Er enthält Vorschriften über die 
Bedürftigkeit für den Fall, daß Eheleute oder die 
Personen einer eheähnlichen Gemeinschaft beide 
anspruchsberechtigt sind. Auf die Begründung zu 
§ 141 d Abs. 2 — Drucksache 1274 — wird Bezug 
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genommen. Die Sätze 2 bis 4 und Satz 6 weichen 
von der Regierungsvorlage ab. Da das zu berück- 
sichtigende Einkommen beider Eheleute zusammen- 
gerechnet wird, erscheint es billig, auch den Frei- 
satz von 9 DM in der Woche (§ 141 f Abs. 1 Nr. 1) 
jedem der Ehegatten, insgesamt also einen Betrag 
von 18 DM, zuzubilligen (Satz 1). Sämtliche zu- 
schlagsberechtigten Angehörigen beider Berechtig- 
ten sollen nach Satz 3 berücksichtigt werden. Satz 4 
will verhindern, daß die Berechtigten auf Grund 
der Sondervorschriften weniger erhalten, als zu 
gewähren wäre, wenn nur einer von ihnen einen 
Unterstützungsanspruch geltend machen würde. 
Satz 6 soll sicherstellen, daß die Sonder Vorschriften 
auch dann Anwendung finden, wenn einer der 
Berechtigten wegen Erkrankung nicht im Unter- 
stützungsbezug steht. 

Die Fraktion der SPD hatte beantragt, den nach 
dem höheren Bemessungsentgelt ermittelten Ta- 
bellensatz nicht um 6 sondem um 9 DM zu er- 
höhen, um so ein besseres Verhältnis zwischen dem 
Arbeitseinkoimmen tind der Unterstützung herzu- 
stellen. Diesen Antrag lehnte der Ausschuß ab, da 
die Erhöhung um 6 DM im Ergebnis bereits eine 
beträchtliche Erhöhung des Bemessungsentgelts be- 
deutet. Eine Erhöhung des Tabellensatzes um 9 DM 
würde in den unteren und mittleren Entgeltstufen 
praktisch eine Erhöhung des Bemessungsentgelts 
um mehr als das Doppelte sein. In den höheren 
Entgeltstufen wäre fast immer der höchste Tabel- 
lensatz maßgebend, der einem Bemessungsentgelt 
von 116 DM wöchentlich entspricht. Mit der von 
der Fraktion der SPD beantragten Regelimg würde 
somit der mit Abs. 3 angestrebte Zweck nicht er- 
reicht werden. 

Von einigen Abgeordneten des Ausschlusses sind 
Bedenken dahin geäußert worden, daß die Einbe- 
ziehung von „Personen, die in eheähnlicher Ge- 
meinschaft leben“ in die Regelung des § 141 e 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 eine rechtliche Anerken- 
nung eheähnlicher Verhältnisse bedeute. Der Aus- 
schuß hat sich in seiner Mehrheit diesen Bedenken 
nicht angeschlossen. Würden die Personen, die in 
eheähnlicher Gemeinschaft leben, im § 141 e nicht 
erwähnt, dann würde das bedeuten, daß sie bei der 
Bedürftigkeitsprüfung bessergestellt und eine 
höhere Unterstützung erhalten würden als Ehe- 
leute. Sie wären vielleicht sogar bestrebt, die ehe- 
ähnliche Gemeinschaft möglicdist lange aufrechtzu- 
erhalten. Diese Wirkung wollte der Ausschuß imter 
allen Umständen vermeiden. Im Ausschuß wurde 
darauf hingewiesen, daß die Rechtsprechung im 
Fürsorgerecht sich der gleichen Terminologie be- 
diene und die gleichen Grundsätze für die „eheähn- 
liche Gemeinschaft“ herausgebildet habe (vgl. Ur- 
teil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg vom 
10. Jimi 1953 — IV OVG A 210/52 — veröffentlicht 
in „Entscheidungen der OVG Münster und Lüne- 
burg“ Bd. 6 J. 496; Urteil des OVG Berlin vom 
2. Februar 1954 — OVG III B 192.53 — und des 
OVG Münster vom 28. September 1954 — VII A 
1590/53, veröffentlicht in „Soziale Arbeit“ 1955 


S. 443 ff.). Im übrigen sieht der Ausschuß in dieser 
Regelung auch deshalb keine gesetzliche Anerken- 
nung der „eheähnlichen Gemeinschaften“, weil es 
im § 141 dieses Entwurfs in erster Linie auf das 
Vorliegen einer Haushalts- imd Wirtschaftsge- 
meinschaft ankomme, ohne daß dabei auch auf 
eine geschlechtliche Gemeinschaft geschlossen wer- 
den müsse. Maßgebend müsse also die Tatsache 
sein, daß die Betreffenden in einer Weise gemein- 
sam wirtschaften, die der bei Ehepaaren üblichen 
entspricht. 

Absatz 4 entspricht geltendem Recht. 

Absatz 6 

Da eine umfassende Regelung im Gesetz selbst 
weder möglich noch zweckmäßig erschien, wird der 
Bundesminister für Arbeit zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung ermächtigt. Mit dieser Verordnung 
können die Vorschriften beweglicher gestaltet und 
einer Veränderung der Sachlage leichter angepaßt 
werden. 


Zu § 141 f (Berücksichtigung von Einkommen nach 
Art und Ausmaß bei der Bedürftig- 
keitsprüfung) 

Absätze 1 und 2 

§ 112 steht außerhalb der Bedürftigkeitsprüfung; 
er gilt auch in der Arbeitslosenhilfe. Verdienst des 
Arbeitslosen aus einer geringfügigen Beschäftigung 
(§ 75 a Abs. 2) oder aus einer selbständigen Tätig- 
keit entsprechenden Umfanges ist daher ebenso 
wie in der Arbeitslosenversicherung nach § 112 
anzurechnen. 

Die nach geltendem Recht von der Anrechnung 
freibleibenden Beträge des Einkommens des Ar- 
beitslosen und seiner Angehörigen sind mit Rück- 
sicht auf die veränderten Zeitverhältnisse und um 
zu vermeiden, daß eine zu scharfe Heranziehung 
des Einkommens der Angehörigen eine familien- 
sprengende Wirkung auslöst, wesentlich erhöht 
worden. Vom Einkommen des Arbeitslosen selbst 
sind statt bisher 6 DM jetzt 9 DM je Woche nicht 
zu berücksichtigen. Das Einkommen des mit dem 
Arbeitslosen im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Ehegatten ist zu berücksichtigen, soweit es 30 DM 
je Woche übersteigt; bisher waren 24 DM je Woche 
anrechnungsfrei. Mit Rücksicht auf die weiter- 
gehende Unterhaltspflicht des Ehegatten war 
hier eine weitere Erhöhung des bisherigen Freibe- 
trages nicht angebracht. In den Fällen der Nr. 3 
(Einkommen sonstiger Angehöriger) ist der bishe- 
rige feste Freibetrag von 24 DM je Woche um 
50 V. H. erhöht worden. Darüber hinaus soll das 
den Betrag von 36 DM übersteigende Einkommen 
nur zur Hälfte berücksichtigt werden, um den An- 
reiz zum Mehrverdienst durch abhängige oder 
selbständige Tätigkeit zu erhalten. Der bisherige 
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weitere Freibetrag von 9 DM je Woche für den 
Angehörigen, der eine weitere Person auf Grund 
einer rechtlichen oder sittlichen Pflicht überwie- 
gend unterhält, ist auf 15 DM erhöht worden. 

Mit der Fassung des Absatzes 1 Satz 4 soll der 
endgültigen gesetzlichen Regelung hinsichtlich der 
Berücksichtigung des Kindergeldes bei der Gewäh- 
rung anderer Leistungen nicht vorgegriffen werden. 

Im übrigen entsprechen die Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 dem geltenden Recht. 

Absatz 3 gibt einen Katalog von Einkünften, die 
bei der Bedürftigkeitsprüfung nicht berücksich- 
tigt werden. Nach Nr. 1 sind grundsätzlich alle 
Leistungen nicht zu berücksichtigen, die zusätzlich 
gewährt werden, um einen Mehrbedarf zu decken, 
der durch einen Körperschaden verursacht ist. Nicht 
als Einkommen gelten danach z. B. die Leistungen, 
die nach dem Bundes Versorgungsgesetz als Ersatz 
der Kosten für Kleider- und Wäsche verschleiß 
oder für einen Führhund oder fremde Führung 
gewährt werden. Ferner gelten Pflegezulagen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und Pflegegelder 
nach dem Unfallversicherungsrecht nicht als Ein- 
kommen. Dagegen sind z. B. die nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz zu gewährenden Ausgleichs- 
renten der Beschädigten und alle Hinterbliebenen- 
renten sowie die Unfallrenten aus der Unfallver- 
sicherung als Einkommen zu behf.ndeln. Für die 
Grundrente der Beschädigten nach § 31 des Bundes- 
versorgungsgesetzes gilt die Sonderregelung des 
§ 141 f Abs. 3 Nr. 5. 

Nr. 2 bis 4 entsprechen dem geltenden Recht. 

Nr. 5: Diese Bestimmungen entsprechen dem gel- 
tenden Recht (§ 1 des Gesetzes über die Anrech- 
nung von Renten in der Arbeitslosenfürsorge vom 
18. Juli 1953 — BGBl. I S. 660 — ). Jedoch ist die Vor- 
schrift nicht übernommen worden, wonach die 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung zusammen mit 
der Grundrente und der Ausgleichsrente den Be- 
trag nicht übersteigen darf, der bei Vor liegen der 
Voraussetzungen an Arbeitslosenunterstützung zu- 
züglich Grund- und Ausgleichsrente zu gewähren 
wäre. Sie erforderte bisher eine Gegenüberstellung 
der Leistungen und daher eine verhältnismäßig 
große Verwaltungsarbeit, führte aber nur in weni- 
gen Fällen zu einer Kürzung der Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung. 

Die Fraktion der SPD hatte beantragt, au<^ die 
Verletztenrente aus der Unfallversicherung bis zur 
Höhe des Betrags, der in der Kriegsopferversor- 
gung bei gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit 
als Grundrente gewährt werden würde, nicht als 
Einkommen zu behandeln. Der Antrag wurde da- 
mit begründet, daß die Empfänger von Verletzten- 
renten in ihrer beruflichen Entwicklung benachtei- 
ligt und ihre Verdienstmöglichkeiten daher einge- 
schränkt seien. Der Ausschuß beschloß mit Mehr- 
heit, die Entscheidung über diesen Antrag zurück- 
zustellen und ihn anläßlich der weiteren Beratun- 
gen über die Drucksache 1274 an Hand der vom 


Bundesarbeitsministerium zu beschaffenden Unter- 
lagen erneut zu behandeln. Die Auswirkungen der 
beantragten Regelung sollen zunächst untersucht 
werden. Es sollen dabei auch die Gründe berück- 
sichtigt werden, die den Ausschuß für Sozialpolitik 
und den Ausschuß für Arbeit in der ersten Legis- 
laturperiode anläßlich der Beratung der Druck- 
sachen 3837 und 3845 dazu veranlaßt haben, die 
Unfallrenten in die Regelung des Gesetzes vom 
18. Juli 1953 nicht einzubeziehen, 

Nr. 6: öffentlich- und privatrechtliche Leistungen, 

die für den Unterhalt bestimmt sind, müssen bei 
der Bedürftigkeitsprüfung als Einkommen berück- 
sichtigt werden. Es ist daher folgerichtig, auch die 
öffentlich- und privatrechtlichen Leistungen zum 
Ausgleich eines Schadens als Einkommen zu behan- 
deln, die an die Stelle des entgangenen oder ent- 
gehenden Einkommens oder eines gesetzlichen 
Unterhaltsanspruchs treten. 

Nr. 7 entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 141g (Sondervorschriften über die Wartezeit) 

Die Wartezeit entfällt, wenn die Unterstützung 
im unmittelbaren Anschluß an die Arbeitslosen- 
unterstützung gewährt wird, da die für die War- 
tezeit maßgeblichen Gründe in diesem Falle nicht 
gegeben sind. Die Härtevorschrift gestattet den 
ausnahms weisen Verzicht auf die Wartezeit. Im 
übrigen finden die für die Arbeitslosenversicherung 
geltenden Vorschriften der §§ 110 bis 110 b über 
die Wartezeit Anwendimg. 

Zu § 141 h (Beweis- \md Anzeigepflicht des 
Arbeitslosen) 

Absatz 1 verpflichtet den Arbeitslosen, das Fort- 
bestehen der Anspruchsvoraussetzungen während 
des Unterstützungsbezuges glaubhaft zu machen. 
Da § 170 Abs. 1 nur die Glaubhaftmachung tat- 
sächlicher Voraussetzungen verlangt, soweit sie für 
die Entscheidung über den Antrag auf Unterstüt- 
zung wesentlich sind, ist eine ergänzende Vorschrift 
erforderlich. 

Absatz 2 

§ 176 erstreckt sich nur auf die Tatsachen, die 
für den Bezug der Arbeitslosenunterstützung von 
Bedeutung sind. Es bedurfte daher hier einer ent- 
sprechenden Ergänzung. 

Absatz 3 

Die Vorschrift dient dazu, die Feststellung der 
für die Entscheidung über den Unterstützungs- 
antrag erforderlichen Tatsachen durchzusetzen. 
Wer es durch Vereitelung der Ermittlungen oder 
Verletzung der Anzeigepflicht unternimmt, die 
sach- und rechtgemäße Entscheidung über den 
Unterstützungsfall zu erschweren oder gar zu ver- 
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hindern, kann für die Dauer dieses pflichtwidrigen 
Verhaltens vom Bezug der Unterstützung ganz 
oder teilweise ausgeschloissen werden. 

Zu § 141 i (Anwendung der Vorschriften zur Ver- 
hütung und Beendigung der Arbeits- 
losigkeit) 

Der Inhalt des § 141 des geltenden Rechts ist hier 
in zeitgemäßer Fassung übernommen worden (vgl. 
hierzu Artikel III Schlußvorschriften, § 5 Abs. 2 
Nr. 10). 


Zu § 141 k (Forderungen des Bundes) 

Da die Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe vom 
Bund getragen werden, muß der Übergang der 
Forderungen, der Ansprüche auf Erstattung von 
Aufwendungen und auf Schadenersatz auf den 
Bund ausdrücklich geregelt werden. 

Zu § 141 1 (Ermächtigung zum Erlaß allgemeiner 
V erwaltungsvorschrif ten) 

Die Ermächtigung des Bundesministers für Ar- 
beit zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschrif- 
ten ist nach Art. 86 GG zulässig. Die Beteiligung 
des Bundesministers des Innern dient der Koordi- 
nierung mit den Vorschriften des Fürsorgerechts, 
die des Bundesministers der Finanzen ergibt sich 
daraus, daß der Bund die Kosten trägt. 

2. Zu Artikel II (Übergangsvorschriften) 

Zu den §§ 1 bis 3 (Wahrung des Besitzstandes für 
©inen begrenzten Zeitraum) 

Die §§ 141, 141 a und 141 b bestimmen den Kreis 
der Anspruchsberechtigten abweichend von den 
z. Z. geltenden Vorschriften der Arbeitslosenfür- 
sorge. Zur Vermeidung von Härten soll den künf- 
tig ausgeschlossenen Personen in Übergangsfällen 
(§ 3) für eine Aixslaufzeit von 3 bzw. 6 Monaten 
weiterhin Unterstützung gewährt werden, wenn 
die sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch 
gegeben sind. 

Ebenso können Mietzuschläge und Sonderbeihil- 
fen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ge- 
währt worden sind, zur Vermeidung von Härten 
für längstens 3 Monate weitergewährt werden. 
Sonderbeihilfen sind jedoch nicht mehr weiterzu- 
gewähren, wenn der Grund, der für ihre Bewilli- 
gung maßgebend war, vor Ablauf der 3 Monate 
entfällt. 


Zu § 4 (Zeitlich begrenzte Weitergeltung von Vor- 
schriften des geltenden Rechts) 

Diese Regelung ist für die Zeit bis zum Inkraft- 
treten der Rechtsverordnung nach § 141 e Abs. 6 
über gewisse Tatbestände erforderlich, die für die 
Bedürftigkeitsprüfung erheblich sind. 


Zu § 5 (Anpassung der Bemessungisgrundlage an 
das Lohnniveau) 

Die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe ist 
ebenso wie die Arbeitslosenunterstützung lohn- 
orientiert. Sie wird nach dem früher erzielten 
oder — in besonderen Fällen — nach dem im Zeit- 
punkt der Festsetzung der Unterstützung erziel- 
baren Arbeitsentgelt bemessen. Dieses Entgelt 
bleibt für die ganze Dauer des Unterstützungs- 
bezuges maßgebend. Lohnerhöhungen, die nach der 
Bemessung der Unterstützung vereinbart werden, 
können infolgedessen nicht berückschitigt werden. 
Um die darin liegenden Härten — insbesondere für 
die langfristig unterstützten Arbeitslosen — zu 
beseitigen, sieht der Gesetzentwurf in Anlehn img 
an die entsprechenden gesetzlichen Maßnahmen in 
den Jahren 1951 und 1953 (Gesetz über die Be- 
messung und Höhe der Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung vom 29. März 1951 — BGBl. I S. 221 — 
und Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Arbeitslosenver- 
sicherung und der Arbeitslosenfürsorge vom 
24. August 1953 — BGBl. I S. 1022 — ) vor, daß 
die Bemessungsgrundlage den Lohnerhöhungen 
angepaßt wird, die seit dem Jahre 1953 bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vereinbart worden 
sind. Diese Regelung kommt in erster Linie den 
langfristig Arbeitslosen zugute. Darüber hinaus 
sind auch die nichtlangfristig Arbeitslosen einbe- 
zogen, wenn die letzte Errechnung des Bemessungs- 
entgelts früher als 3 Monate vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erfolgt ist. 


3. Zu Artikel III (Schlußvorschriften) 

Zu § 1 Abs. 2 (Übereinstimmung in der Termdno- 
logie) 

Die Vorschrift bringt die Terminologie des Ge- 
setzentwurfs mit der des Art. 120 Abs. 1 GG und 
des § 1 Abs. 1 Nr. 9 des Ersten Überleatungsgesetzes 
in Übereinstimmung. 

Zu § 2 (Änderung einer Vorschrift des Unfallver- 
sicherungsrechtes) 

Nach § 2 des Gesetzes über Zulagen und Mindest- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
und zur Überleitung des Unfallversicherungsrech- 
tes im Lande Berlin vom 29. April 1952 (BGBl. I 
S. 253) ist die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
bei der Bemessung der Zulagen als Erwerbsein- 
kommen zu berücksichtigen. Andererseits rechnen 
auch die Arbeitsämter die Zulagen auf die Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung an. Diese wechselseitige 
Berücksichtigung der Leistungen soll durch die 
Streichung der Worte „oder von Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung“ zugunsten des Arbeitslosen 
beseitigt werden. Die Zulagen wären danach in Zu- 
kunft ohne Berücksichtigung der Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe zu gewähren, jedoch bei 
der Bedürftigkeitsprüfung in der Arbeitslosenhilfe 
als Einkommen zu berücksichtigen. 
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Zu § 5 Abs. 2 (Aufhebung von Vorschriften des 
geltenden Rechts) 

Nr. 10: Vergleiche die Ausführungen zu § 141 i. 

Nr. 11: Das aufgehobene Gesetz ist durch die 
Vorschriften des § 141 d über die Bemessung und 
Höhe der Unterstützung überholt. 

Nr. 12: Nach § 4 Abs. 3 des GrundbetragserhÖ- 
hungsigesetzes sind die Erhöhungen nach § 1 (2 bis 
5 DM monatlich) von der Anredmimg auf die 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung ausgenommen. 
Die Beseitigung dieser Sonderbehandlung einzel- 
ner Rentenbestandteile wird durch die Erhöhung 
der Unterstützungssätze und die weitergehende 
Erhöhung der wöchentlichen Freibeträge (§ 141 f 
Abs. 1) ausgeglichen. Die Vorschrift dient damit 


zugleich der rechtssystematischen Bereinigung und 
der Verwaltungsvereinfachung. 

Nr. 13: Das aufgehobene Gesetz ist durch § 141 f 
Abs. 3 Nr. 5 überholt. 


Nr. 14: Die aufgehobenen Vorschriften sind durch 
§ 141 d Abs. 5 (Tabelle) und Artikel II § 5 (An- 
passung an das Lohnniveau) überholt. 

Nr. 15: Vergleiche die Ausführungen zu § 141 
Abs. 1. 


Bonn, den 10. Februar 1956 

Dr. Bürkel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den nachstehenden Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
anzunehmen, 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über Personenkreis der 
Anspruchsberechtigten, Bedürftigkeitsprüfung 
und zusätzliche Leistungen in der Arbeitslosen- 
fürsorge 

— Drucksache 587 — 

und den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von 
Sonderzulagen für langfristig Arbeitslose 

— Drucksache 1798 — 

als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen. 

Bonn, den 13. Januar 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Dr. Bürkel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung erhält folgenden 
Fünften Abschnitt: 

„Fünfter Abschnitt 
Arbeitslosenhilfe 
§ 141 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes haben Anspruch auf Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach Maß- 
gabe der folgenden Vorschriften. Im übrigen 
gelten die sonstigen Vorschriften dieses Ge- 
setzes sinngemäß, soweit die Besonderheiten 
der Arbeitslosenhilfe nicht entgegenstehen. 
§ 87 Abs. 2, § 88 Abs. 3 und § 168 a sind 
nicht anzuwenden. 

(2) Fremde Staatsangehörige stehen Deut- 
schen gleich, wenn in ihrem Heimatstaat ar- 
beitslosen Deutschen Leistungen gewährt wer- 
den, die denen der Arbeitslosenhilfe gleich- 
wertig sind. Ob dies der Fall ist, stellt der 
Bundesminister für Arbeit fest. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit kann mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung sonstige fremde 
Staatsangehörige und Staatenlose Deutschen 
gleichstellen. Er kann die Gleichstellung ins- 
besondere von einer bestimmten Dauer des 
Aufenthalts und der Beschäftigung im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes abhängig machen. 
§ 18 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) 
bleibt unberührt. 


§ 141 a 

(1) Anspruch auf Unterstützung hat, wer 

1. arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht und sich beim Arbeitsamt 
arbeitslos gemeldet hat, 

2. die Anwartschaft auf Arbeitslosenunter- 
stützung nach § 95 nicht erfüllt oder den 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
nach § 99 erschöpft hat, 

3. bedürftig ist, und 

4. innerhalb eines Jahres vor der letzten Ar- 
beitslosmeldung, die dem erstmaligen An- 
trag auf Unterstützung vorausgeht, 

a) Arbeitslosenunterstützung bezogen hat, 
ohne daß er von dem Bezug auf Grund 
des § 93 c ausgeschlossen worden ist, 
oder 

b) mindestens zehn Wochen in entlohnter, 
aber nicht nur gelegentlicher oder ge- 
ringfügiger (§ 75 a Abs. 2) Beschäf- 
tigung, auch außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes, gestanden hat. 
Zeiten, für die wegen Krankheit, Ur- 
laub oder unberechtigter Arbeitsver- 
säumnis kein Arbeitsentgelt gezahlt 
worden ist, bleiben außer Betracht. 
Ferner bleiben Beschäftigungen außer 
Betracht, die vor dem Tage liegen, mit 
dem der Arbeitslose auf Grund des 
§ 93 c vom Bezug der Arbeitslosen- 
unterstützung oder der Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe- ausgeschlossen 
worden ist. Eine abgeschlossene oder 
endgültig aufgegebene Ausbildung auf 
Hoch- oder anerkannten Fachschulen 
steht einer Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer gleich. 
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(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 4 gelten bei Vertriebenen und 
Sowjetzonenflüchtlingen im Sinne der §§ 1 
bis 3 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201), die 
nach den §§ 9 bis 13 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes Rechte und Vergünstigungen in An- 
spruch nehmen können, als erfüllt, wenn sie 
innerhalb der letzten zwei Jahre vor der Ar- 
beitslosmeldung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes Aufenthalt genommen haben oder 
dorthin zurückgekehrt sind und ohne ihr Ver- 
schulden die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 4 nicht erfüllen konnten. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit kann für 
Personengruppen durch Rechtsverordnung 
andere Erwerbstätigkeiten von bestimmter 
Dauer einer entlohnten Beschäftigung im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 4 Buchstabe b gleich- 
stellen und bestimmen, unter welchen Vor- 
aussetzungen eine vorherige entlohnte Be- 
schäftigung zur Begründung des Anspruchs 
auf Unterstützung nicht erforderlich ist. 

(4) Der Arbeitsvermittlung steht zur Ver- 
fügung, wer zur Aufnahme einer Arbeit- 
nehmertätigkeit ernstlich bereit und ungeach- 
tet der Lage des Arbeitsmarktes 

1. nach seinem Leistungsvermögen imstande 
sowie nicht durch sonstige Umstände ge- 
hindert ist, eine Beschäftigung von nicht 
nur geringfügigem Umfange (§ 75 a) unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen 
Arbeitsmarktes auszuüben und 

2. nach der im Arbeitsleben herrschenden Ver- 
kehrsauffassung für eine Vermittlung als 
Arbeitnehmer in Betracht kommt. 

§ 141 b 

Anspruch auf Unterstützung hat nicht, wer 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat. Ein Anspruch besteht ferner nicht wäh- 
rend der Zeit, für die dem Arbeitslosen ein 
Anspruch auf Rente wegen Invalidität oder 
Berufsunfähigkeit aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Rentenversicherung der An- 
gestellten oder der knappschaftlichen Renten- 
versicherung zuerkannt ist oder für die er 
ähnliche Bezüge Öffentlich-rechtlicher Art er- 
hält. 

§ 141 c 

(1) Der Anspruch auf Unterstützung er- 
lischt 

1. mit der Erfüllung einer Anwartschaft in der 
Arbeitslosenversicherung, 


2. mit der erneuten Erfüllung der Voraus- 
setzungen des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- 
stabe b, 

3. nach Ablauf von zwei Jahren seit dem letz- 
ten Tag des Unterstützungsbezuges. 

(2) Eine Unterstützungsdauer von ein- 
hundertsechsundfünfzig Wochen kann die Ver- 
mutung begründen, daß der Arbeitslose der 
Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung steht. 
Der Arbeitslose hat auf Verlangen nachzu- 
weisen, daß er sich ernstlich bemüht hat, Ar- 
beit zu finden. Dabei ist die Arbeitsmarktlage 
zu berücksichtigen. § 100 ist entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 141 d 

(1) Die Hauptunterstützung richtet sich 
nach dem Bemessungsentgelt. Als Bemessungs- 
entgelt ist zugrunde zu legen 

1. in dem Falle des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- 
stabe a das Arbeitsentgelt, das zuletzt der 
Bemessung der Arbeitslosenunterstützung 
zugrunde gelegt worden ist, 

2. in dem Falle des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- 
stabe b das durchschnittliche Arbeitsentgelt 
der letzten zehn Wochen der Beschäftigung, 
durch die die Voraussetzung dieser Vor- 
schrift erfüllt wird. § 105 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. 

(2) Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen 
des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a und b 
vor, so ist. Absatz 1 Nummer 2 anzuwenden. 

(3) Kann die Hauptunterstützung nicht 
nach den Absätzen 1 und 2 bemessen werden 
oder wäre eine Bemessung nach Absatz 1 
Nummer 2 mit Rücksicht auf die von dem 
Arbeitslosen zuvor überwiegend ausgeübte Be- 
schäftigung unbillig hart, so ist als Bemes- 
sungsentgelt das am Wohn- oder Aufenthalts- 
ort des Arbeitslosen (§ 168) maßgebliche tarif- 
liche oder mangels einer tariflichen Regelung 
das ortsübliche Arbeitsentgelt derjenigen Be- 
schäftigung zugrunde zu legen, für die der 
Arbeitslose nach dem Lebensalter und seinem 
Leistungsvermögen unter billiger Berücksichti- 
gung seines Berufes und seiner Ausbildung in 
Betracht kommt. 

(4) Steht der Arbeitslose aus Gründen, die 
in seiner Person liegen, der Arbeitsvermitt- 
lung nicht für eine Beschäftigung zur Verfü- 
gung, deren Entgelt der Bemessung nach den 
Absätzen 1 und 2 zugrunde zu legen wäre, 
so ist Absatz 3 anzuwenden. 
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(5) Die Hauptunterstützung und die Fa- 
milienzuschläge sind, unbeschadet der Bedürf- 
tigkeitsprüfung (§§ 141 e und 141 f), nach der 
dem Gesetz als Anlage beigefügten Tabelle zu 
gewähren. 

§ 141 e 

(1) Als bedürftig im Sinne des § 141 a 
Abs. 1 Nr. 3 gilt der Arbeitslose, soweit er 
seinen Lebensunterhalt nicht auf andere Weise 
als durch Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe bestreitet oder bestreiten kann, und das 
Einkommen, das nach § 141 f zu berücksich- 
tigen ist, den Tabellensatz nicht erreicht. 

(2) Bedürftigkeit im Sinne des § 141 a 
Abs. 1 Nr. 3 besteht nicht, solange mit Rück- 
sicht auf das Vermögen des Arbeitslosen und 
das Vermögen seines im gemeinsamen Haus- 
halt lebenden Ehegatten oder seiner im ge- 
meinsamen Haushalt lebenden Verwandten in 
gerader Linie Arbeitslosenhilfe offenbar nicht 
gerechtfertigt ist. 

(3) Haben Eheleute, die im gemeinsamen 
Haushalt leben, oder Personen, die in ehe- 
ähnlicher Gemeinschaft leben, die Voraus- 
setzungen des Anspruchs auf Unterstützung 
nach § 141 a Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 erfüllt, so 
gelten beide zusammen nur insoweit als be- 
dürftig, als die bei jedem der beiden Berech- 
tigten nach § 141 f zu berücksichtigenden Ein- 
kommen zusammengerechnet den nach dem 
höheren der beiden Bemessungsentgelte 
(§ 141 d) ermittelten und um 6 Deutsche 
Mark erhöhten Tabellensatz nicht erreichen. 
Dabei ist das Einkommen der Berechtigten 
nach § 141 f Abs. 1 Nr. 1 nur zu berücksich- 
tigen, soweit es 18 Deutsche Mark in der 
Woche übersteigt. Bei der Bemessung des Ta- 
bellensatzes ist die Gesamtzahl der Angehöri- 
gen zu berücksichtigen, bei denen die Voraus- 
setzungen für den Familienzuschlag erfüllt 
sind. Ist die hiernach ermittelte Gesamtunter- 
stützung geringer als die Unterstützung, die 
einem der Berechtigten zustehen würde, wenn 
nur dieser einen Anspruch geltend machen 
würde, so ist der höhere Betrag als Gesamt- 
unterstützung zu gewähren. Jedem der Be- 
rechtigten steht der Teil der hiernach ermit- 
telten Gesamtunterstützung als Unterstützung 
zu, der dem Verhältnis der beiden wöchent- 
lichen Einheitslöhne zueinander entspricht 
(Spalte 2 der Anlage zu § 141 d). Erkrankt 
einer der Berechtigten und hat er Anspruch 
auf Krankengeld nach § 120, so hat der andere 
Berechtigte dessenungeachtet Anspruch auf 


Unterstützung in Höhe des nach den Sätzen 
1 bis 5 errechneten Betrages. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 1 kann das 
Arbeitsamt gleichwohl Unterstützung ge- 
währen, solange und soweit der Arbeitslose 
Leistungen, auf die er einen Anspruch hat, 
nicht erhält. Das Arbeitsamt hat die Gewäh- 
rung der Unterstützung dem Leistungspflich- 
tigen unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige 
bewirkt, daß die Ansprüche des Arbeitslosen 
in Höhe der Mehraufwendungen an Unter- 
stützung, die infolge der Nichtberücksichti- 
gung der Leistungen entstanden sind oder ent- 
stehen, auf den Bund übergehen. Der Über- 
gang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Anspruch unpfändbar ist. Der Zustim- 
mung des Arbeitslosen bedarf es nicht. Die 
Bundesanstalt ist berechtigt und verpflichtet, 
die Ansprüche für den Bund geltend zu 
machen. 

(5) Im Sinne der Vorschriften der Absätze 1 
und 2 sind das Einkommen und das Ver- 
mögen einer Person, mit der der Arbeitslose 
in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, in gleicher 
Weise zu berücksichtigen wie das Einkommen 
und das Vermögen des Ehegatten. 

(6) Der Bundesminister für Arbeit kann 
nadi Anhörung des Verwaltungsrats und mit 
Zustimmung der Bundesminister des Innern 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, inwieweit Vermögen zu berücksich- 
tigen und unter welchen Voraussetzungen an- 
zunehmen ist, daß der Arbeitslose seinen 
Lebensunterhalt auf andere Weise bestreitet 
oder bestreiten kann. 

§141f 

(1) Im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung 
sind als Einkommen zu berücksichtigen, so- 
weit nicht § 112 anzu wenden ist; 

1. Einkommen des Arbeitslosen einschließlich 
der Leistungen, die er von Dritten erhält 
oder beanspruchen kann, soweit es ins- 
gesamt 9 Deutsche Mark in der Woche 
übersteigt; 

2. Einkommen des mit dem Arbeitslosen im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten, 
soweit es 30 Deutsche Mark in der Woche 
übersteigt; 

3. Einkommen der mit dem Arbeitslosen im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ver- 
wandten in gerader Linie, soweit es 
36 Deutsche Mark in der Wo Ae übersteigt, 
zur Hälfte. 
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Die Beträge von 30 und 36 Deutsche Mark 
erhöhen sich um 15 Deutsche Mark für jede 
Person, die der Angehörige auf Grund einer 
rechtlichen oder sittlichen Pflicht überwiegend 
unterhält. Hierbei wird der Arbeitslose nicht 
mitgerechnet. Wird der Unterhalt teilweise, 
aber nicht überwiegend gewährt, so verringert 
sich der Betrag von 15 Deutsche Mark ent- 
sprechend. Wird für die unterhaltene Person 
ein Familienzuschlag oder das gesetzliche 
Kindergeld gewährt, so verringert sich der Er- 
höhungsbetrag um den Familienzuschlag oder 
das Kindergeld. 

(2) Als Einkommen gelten alle Einkünfte 
in Geld oder Geldeswert nach Abzug der 
Steuern, der Beiträge zur Sozial- und Arbeits- 
losenversicherung oder entsprechender Auf- 
wendungen zur sozialen Sicherung in an- 
gemessenem Umfange und Werbungskosten. 

(3) Nicht als Einkommen gelten 

1. Leistungen, die nach bundes- oder landes- 
gesetzlichen Vorschriften gewährt werden, 
um einen Mehrbedarf zu decken, der durch 
einen Körperschaden verursacht ist, 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nach- 
gehenden Gesundheitsfürsorge, 

3. zweckgebundene Leistungen, insbesondere 
nichtsteuerpflichtige Aufwandsentschädi- 
gungen und Leistungen zur Erziehung, Er- 
werbsbefähigung und Berufsausbildung, 

4. Leistungen, die dem Arbeitslosen unter An- 
rechnung der Unterstützung von anderen 
Leistungsträgern gewährt werden, 

5. die Grundrente der Beschädigten nach § 31 
des Bundesversorgungsgesetzes und die Ren- 
ten, die den Opfern nationalsozialistischer 
Verfolgung wegen einer durch die Verfol- 
gung erlittenen Gesundheitsschädigung ge- 
währt werden bis zur Höhe des Betrages, 
der in der Kriegsopferversorgung bei glei- 
cher Minderung der Erwerbsfähigkeit als 
Grundrente gewährt würde, 

6. Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, 
soweit sie nicht für entgangenes oder ent- 
gehendes Einkommen oder für den Verlust 
gesetzlicher Unterhaltsansprüche gewährt 
werden; die Vorschriften über die Berück- 
sichtigung von Vermögen bleiben unberührt, 

7. Unterstützungen auf Grund eigener Vor- 
sorge für den Fall der Arbeitslosigkeit und 
Zuwendungen, die die freie Wohlfahrts- 
pflege gewährt, oder die ein Dritter zur Er- 
gänzung der Unterstützung aus der Arbeits- 


losenhilfe gewährt, ohne dazu rechtlich oder 
sittlich verpflichtet zu sein. 

§ 141g 

Die Wartezeit entfällt, wenn die Unter- 
stützung Im unmittelbaren Anschluß an Ar- 
beitslosenunterstützung bezogen wird. Im 
übrigen kann in Härtefällen von einer Warte- 
zeit abgesehen werden. Eine Härte liegt ins- 
besondere dann vor, wenn der Arbeitslose 
ohne sein Verschulden nicht in der Lage ist, 
den Lebensunterhalt für sich und seine unter- 
haltsberechtigten Angehörigen während der 
Wartezeit zu bestreiten. 

§ 141h 

(1) Der Arbeitslose hat unbeschadet des 
§ 170 auf Verlangen des Arbeitsamtes wäh- 
rend des Bezuges von Unterstützung glaub- 
haft zu machen, daß die tatsächlichen Voraus- 
setzungen für die Gewährung der Unter- 
stützung fortbestehen. 

(2) Er hat ferner unbeschadet des § 176 un- 
verzüglich anzuzeigen 

1. jede Änderung seines eigenen Einkommens 
und Vermögens, 

2. jede Änderung des Einkommens und des 
Vermögens der rechtlich zu seinem Unter- 
halt verpflichteten und seiner sonstigen mit 
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Angehörigen, 

3. die Aufnahme einer entlohnten Arbeit oder 
einer selbständigen Tätigkeit durch die in 
Nummer 2 und die in § 141 e Abs. 5 ge- 
nannten Personen. 

(3) Vereitelt der Arbeitslose durch sein Ver- 
halten Ermittlungen der Bundesanstalt (§ 171) 
oder kommt er seiner Anzeigepflicht vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig nicht nach, so kann 
ihm die Unterstützung ganz oder teilweise 
versagt werden. 

§ 141 i 

Für Empfänger von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe gelten die §§ 132 bis 139 
und 140 Abs. 2, soweit der Bundesminister 
für Arbeit oder eine Stelle, die er beauftragt 
hat, die Zustimmung dazu erteilt hat. 

§ 141k 

Soweit die Vorschriften dieses Gesetzes be- 
stimmen, daß Ansprüche auf die Bundes- 
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anstalt übergehen, daß ihr Aufwendungen zu 
erstatten sind oder daß ihr Schadenersatz zu 
leisten ist, finden diese Vorschriften in der 
Arbeitslosenhilfe mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß die Ansprüche auf den Bund über- 
gehen, die Aufwendungen dem Bund zu er- 
statten sind oder dem Bund Schadenersatz zu 
leisten ist. Die Bundesanstalt ist berechtigt 
und verpflichtet, die Ansprüche für den Bund 
geltend zu machen. 

§ 1411 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern und dem Bundesminister 
der Finanzen allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften zu erlassen.“ 

Artikel II 
Übergangsvorschriften 

§1 

In Übergangsfällen erhält nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe 

1. bis zum Ablauf von drei Monaten, 

a) wer als fremder Staatsangehöriger oder 
Staatenloser nicht nach § 141 Abs. 2 
und 3 Deutschen gleichgestellt ist, 

b) wer nach § 141 b keinen Anspruch auf 
Unterstützung hat, 

2. bis zum Ablauf von sechs Monaten, wer 

die Voraussetzungen des § 141 a Abs. 1 

Nr. 4 nicht erfüllt, 

wenn die sonstigen Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Unterstützung gegeben sind. 

§ 2 

Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gewährt 
worden sind, können in Übergangsfällen im 
Rahmen des Höchstbetrages bis zur Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaft (§ 95) oder 
bis zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 141 a Nr. 4 Buchstabe b, längstens jedoch 
für die Dauer von drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in der bisherigen 
Höhe weitergeführt werden. 

§3 

Als Übergangsfälle im Sinne der §§ 1 und 2 
gelten die Unterstützungsfälle, in denen seit 


dem letzten Tage des Bezuges von Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht mehr als drei Mo- 
nate vergangen sind. 

§4 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nadi 
§ 141 e Abs. 6 bleiben Insoweit die geltenden 
Vorschriften in Kraft. 

§5 

(1) Die Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe ist auf Antrag neu zu bemessen, wenn 
die letzte Errechnung des Bemessungsentgelts 
früher als drei Monate vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfolgt ist. Abweichend von 
§ 141 d ist als Bemessungsentgelt das Entgelt 
zugrunde zu legen, das der Arbeitslose erzielt 
hätte, wenn er die Besdiäftlgung, nach deren 
Entgelt die Arbeitslosenunterstützung oder 
die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung über- 
v/iegend bemessen worden Ist, in dem gleichen 
oder in einem vergleichbaren Betriebe im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes aus- 
geübt hätte. 

(2) Der Antrag wirkt drei Monate zurück, 
jedoch nicht über den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes hinaus. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im 
Falle des Artikels II § 1 Nr. 1. 


Artikel III 
Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Soweit In anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen verwiesen wird oder Bezeich- 
nungen verwendet werden, die durch dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Bestimmungen und Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 

(2) Die Arbeitslosenhilfe ist Arbeitslosen- 
fürsorge Im Sinne des Artikels 120 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und des § 1 Abs. 1 Nr. 9 des 
Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 193). 

§ 2 

Im Gesetz über Zulagen und Mindest- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und zur Überleitung des Unfallversiche- 
rungsrechtes im Lande Berlin vom 29. April 
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1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253) in der Fassung 
des Gesetzes vom 30. April 1952 (Bimdes- 
gesetzbl. I S. 259) werden in § 2 Abs. 2 die 
Worte „oder von Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung ‘‘ gestrichen. 

§ 3 

Die Überschriften der Abschnitte des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung werden wie folgt geändert: 

Der bisherige „Fünfte Abschnitt“ erhält die 
Übersdirift „Sechster Abschnitt“, 

der bisherige „Sechste Abschnitt“ die Über- 
schrift „Siebenter Abschnitt“, 

der bisherige „Siebente Abschnitt“ die 
Überschrift „Achter Abschnitt“, 

der bisherige „Achte Abschnitt“ die Über- 
schrift „Neunter Abschnitt“, 

der bisherige „Neunte Abschnitt“ die 
Überschrift „Zehnter Abschnitt“. 

§4 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin mit folgenden Besonder- 
heiten: 

a) Anstelle des in § 141 c Abs. 2 genannten 
§ 100 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung ist § 12 
Abs. 3, 

b) anstelle des in § 141 h Abs. 2 genannten 
§ 176 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung ist § 10 

des Gesetzes über die Regelung der Arbeits- 
losenunterstützung in Groß-Berlin vom 
25. April 1949 (Verordnungsblatt für Berlin I 

S. 145) in der Fassung des Gesetzes vom 
16. Oktober 1953 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1283) anzuwenden. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
-Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

§3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden vorbehaltlich Artikel II § 4 folgende 
Vorschriften aufgehoben: 


1. die Verordnung Nr. 117 der Militärregie- 
rung Deutschland — Britisches Kontroll- 
gebiet — (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 
— 1947 S. 652), 

2. die Verordnung über die Arbeitslosenfür- 
sorge des Bayerischen Staatsministers für 
Arbeit und soziale Fürsorge vom 24. No- 
vember 1948 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 25) in der Fassung 
der Zweiten Verordnung über die Arbeits- 
losenfürsorge des Bayerischen Staatsmini- 
sters für Arbeit und soziale Fürsorge vom 
30. Mai 1949 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 172), 

3. die Verordnung Nr. 734 des Arbeitsmini- 
steriums über die Arbeitslosenfürsorge 
vom 20. Januar 1949 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 50) in 
der Fassung der Verordnung Nr. 740 des 
Arbeitsministeriums vom 20. August 1949 
(Regierungsblatt der Regierung Württem- 
berg-Baden S. 221), 

4. die Verordnung über die Arbeitslosenfür- 
sorge des Ministers für Arbeit und Wohl- 
fahrt des Landes Hessen vom 5. Juli 1948 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 84) in der Fassung der 
Verordnung des Hessischen Staatsministe- 
riums vom 3. Juni 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen S. 83) 
und der Fassung der Verordnung des Bun- 
desministers für Arbeit über die Änderung 
und Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
der Hessischen Verordnung über die Ar- 
beitslosenfürsorge vom 19. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 75), 

5. die Verordnung über die Arbeitslosenfür- 
sorge vom 15. August 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 167), 

6. das Landesgesetz über Arbeitslosenhilfe 
vom 1. März 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz S. 57), 

7. die Verordnung des Arbeitsministeriums 
über die Arbeitslosenfürsorge vom 7. Ok- 
tober 1949 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 420), 

8. die Landesverordnung über die Arbeits- 
losenfür sorge vom 16. September 1949 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 441), 

9. das in Berlin erlassene Gesetz über die Ar- 
beitslosenfürsorge vom 9. Dezember 1949 
(Verordnungsblatt für Berlin I S. 485), 
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10. § 141 des Gesetzes über die Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversidierung in 
der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gül- 
tigen Fassung, 

11. das Gesetz über die Bemessung und Höhe 
der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 221), 

12. § 4 Satz 3 des Gesetzes über die Erhöhung 
der Grundbeträge in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten sowie über die Er- 
höhung der Renten in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung (Grundbetrags- 
erhöhungsgesetz) vom 17. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 125), 

13. das Gesetz über die Anrechnung von Ren- 
ten in der Arbeitslosenfürsorge vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 660), 


14. die §§ 4 und 5 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung von Vorschriften auf 
dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenfürsorge vom 24. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022), 

15. Artikel 2 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 1. Dezember 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 353). 

Im übrigen werden vorbehaltlich Artikel II 
§ 4 alle Vorschriften aufgehoben, die diesem 
Gesetz entgegenstehen. Ferner treten vorbe- 
haltlich Artikel II § 4 die Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften außer Kraft, die zur 
Durchführung, Änderung und Ergänzung der 
aufgehobenen Vorschriften erlassen worden 
sind. 
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Anlage zu § 141 d Abs. 5 


Arbeitsentgelt 
je Woche 

von bis 

DM DM 

Einheits- 

lohn 

(wöchentl.) 

DM 

Haupt- 

betrag 

DM 

1 

DM 

Arbeitslosenhilfe-Wochensätze 
mit Familienangehörigen 

2 3 4 5 

DM DM DM DM 

6 1 ) 
DM 

Höchst- 

betrag 

*) 

DM 

Zuschläge 

für den 1 . für jeden 
Farn.- weiteren 

Angeh. Fam.-Ang. 

DM DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

0,01 

1,99 

1 .— 

0,90 







0,90 



2 ,— 

3,99 

3 — 

2,70 







2,70 



4,— 

5,99 

5 — 

4,50 







4 50 



6 — 

7,99 

7 — 

6,30 







6 30 



8 ,— 

9,99 

» 9 — 

8 , 10 ' 







8 10 



10 ,— 

11,99 

11 — 

9,60 

9,90 






9 90 

0 30 


12 ,— 

13,99 

13 — 

10,50 

11,70 






u.Vo 

1 20 


14,— 

15,99 

15 — 

11,70 

13,50 






13,50 

1 80 


16,— 

17,99 

17 — 

12,90 

15,30 






15^30 

2,40 


18,— 

19,99 

19 — 

14,10 

17,10 






17,10 

3 — 


20 ,— 

21,99 

21 ,— 

14,40 

17,40 






17,40 

3, — 


22 ,— 

23,99 

23 — 

15,60 

18,60 






18,60 

3 — 


24,— 

25,99 

25 — 

16,20 

20,10 






20 il 0 

3,90 


26,— 

27,99 

27,— 

17,10 

21 ,— 

21,60 





21^60 

3,90 

0,60 

28,— 

29,99 

29,— 

17,70 

21,90 

23,10 





23,10 

4*20 

1,20 

30,— 

31,99 

31,— 

19,20 

23,40 

24,90 





24,90 

4*20 

1,50 

32,— 

33,99 

33,— 

19,80 

24,— 

26,40 





26,40 

4*20 

2,40 

34, 

35,99 

35,— 

20,40 

24,90 

27,60 

27,90 




27,90 

4’50 

2,70 

36,— 

37,99 

37,— 

21 ,— 

25,50 

28,20 

29,70 




29,70 

4^50 

2 70 

38,— 

39,99 

39,— 

21,30 

26,10 

28,80 

31,20 




31,20 

4,80 

2*70 

40,— 

41,99 

41,— 

22,50 

27,30 

30,30 

32,70 




32,70 

4,80 

3 ' — 

42,— 

43,99 

43,— 

22,80 

27,60 

30,60 

33,60 

34,50 



34,50 

4,80 

3 — 

44,— 

45,99 

45,— 

23,10 

28,20 

31,20 

34,20 

36,— 



36,— 

5,10 

3 

46, — 

47,99 

47,— 

23,70 

28,80 

31,80 

34,80 

37,50 



37,50 

5 ’ 10 

3 

48,— 

49,99 

49,—. 

24,30 

29,40 

32,40 

35,40 

38,40 



38,40 

540 

3.— 

50,— 

51,99 

51,— 

24,30 

29,70 

32,70 

35,70 

38,40 



38,40 

5^40 

3 — 

52, — 

53,99 

53,— 

24,60 

30,— 

33,— 

36,— 

38,40 



38,40 

5,40 

3, — 

54, — 

55,99 

55,— 

24,90 

30,30 

33,30 

36,30 

38,40 



38,40 

5*40 

3 

56, — 

57,99 

57,— 

25,50 

30,90 

33,90 

36,90 

39,90 



39,90 

5,40 

3 — 

58, — 

59,99 

59,— 

25,80 

31,20 

34,20 

37,20 

40,20 

41,40 


41,40 

5,40 

3 — 

60, — 

61,99 

61,— 

26,10 

31,50 

34,50 

37,50 

40,50 

42,60 


42,60 

5^40 

3, — ^ 

62,— 

63,99 

63,— 

26,40 

31,80 

34,80 

37,80 

40,80 

43,80 

44,10 

44,10 

5,40 

3,— 

64, — 

65,99 

65,— 

26,70 

32,10 

35,10 

38,10 

41,10 

44,10 

45,60 

45,60 

5,40 

3, — 

66 , — 

67,99 

67,— 

27,30 

32,70 

35,70 

38,70 

41.70 

44,70 

46,80 

46,80 

5,40 

3, — 

68 , — 

69,99 

69,— 

27,60 

33,— 

36,— 

39,— 

42,00 

45,00 

48,00 

48,30 

5,40 

3, — 

70,— 

71,99 

71,— 

27,90 

33,30 

36,30 

39,30 

42,30 

45,30 

48,30 

49,80 

5,40 

3, — 

72,— 

73,99 

73,— 

28,20 

33,60 

36,60 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

51,— 

5,40 

3, — 

74,— 

75,99 

75,— 

28,50 

33,90 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

52,50 

5,40 

3,— 

76,— 

77,99 

77,— 

28,80 

34,20 

37,20 

40,20 

43,20 

46,20 

49,20 

54,— 

5,40 

3,— 

78,— 

79,99 

79,— 

29,10 

34,50 

37,50 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

55,20 

5,40 

3, — 

80,— 

81,99 

81,— 

29,40 

34,80 

37,80 

40,80 

43,80 

46,80 

49,80 

56,70 

5,40 

3,— 

82,— 

83,99 

83,— 

29,70 

35,10 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

58,20 

5,40 

3, — 

84, — 

85,99 

85,— 

30,30 

35,70 

38,70 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

59,40 

5,40 

3, — 

86 ,— 

87,99 

87,— 

30,60 

36,— 

39,— 

42,— 

45,— 

48,— 

51,— 

60,90 

5,40 

3,— 

88 ,— 

89,99 

89,— 

30,90 

36,30 

39,30 

42,30 

45,30 

48,30 

51,30 

62,10 

5,40 

3,— 

90,— 

91,99 

91,— 

31,20 

36,60 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

51,60 

63,60 

5,40 

3, — 

92,— 

93,99 

93,— 

31,50 

36,90 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51,90 

65,10 

5,40 

3, — 

94,— 

95,99 

95,— 

31,80 

37,20 

40,20 

43,20 

46,20 

49,20 

52,20 

66,60 

5,40 

3,— 

96, — 

97,99 

97,— 

32,10 

37,50 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

52,50 

67,80 

5,40 

3,— 

98,— 

99,99 

99,— 

32,40 

37,80 

40,80 

43,80 

46,80 

49,80 

52,80 

69,30 

5,40 

3, — 

100 ,— 

101,99 

101 ,— 

32,70 

38,10 

41,10 

44,10 

47,10 

50,10 

53,10 

70,80 

5,40 

3, — 

102 ,— 

103,99 

103,— 

33,30 

38,70 

41,70 

44,70 

47,70 

50,70 

53,70 

72,— 

5,40 

3 — 

104,— 

106,— 

105.99 

107.99 

105,— 

107,— 

33,60 

33,90 

39,— 

39,30 

42,— 

42,30 

45,— 

45,30 

48,— 

48,30 

51,— 

51,30 

^ 

54,30 

73,50 

75,— 

5,40 

5,40 

3,— 
3, — 

108,— 

109,99 

109,— 

34,20 

39,60 

42,60 

45,60 

48,60 

51,60 

54,60 

76,20 

5,40 

3,— 

110 ,— 

111,99 

111 ,— 

34,50 

39,90 

42,90 

45,90 

48,90 

51,90 

54,90 

77,70 

5,40 

3,— 

112 ,— 

113,99 

113,— 

34,80 

40,20 

43,20 

46,20 

49,20 

52,20 

55,20 

79,20 

5,40 

3, — 

114,— 

115,99 

115,— 

35,10 

40,50 

43,50 

46,50 

49,50 

52,50 

55,50 

80,40 

5,40 

3. — 

116,— 

und mehr 

116,— 

35,40 

40,80 

43,80 

46,80 

49,80 

52,80 

55,80 

81,— 

5,40 

3 — 


*) 


Für den 7. und jeden weiteren zusdilagbereditigten Angehörigen ist ein Zuschlag nach Spalte 12 bis zum Höchstbetrag (Spalte 10) zu gewähren. 
Hauptunterstutzung und Familienzuschlage dürfen zusammen den Höchst betrag (Spalte 10) nicht übersteigen. 
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